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Der Bundesminister für Verkehr 

A 3 — 408 — 1893 


Bonn, den 28. Juli 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Vereinheitlichung des europäischen Verkehrs 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Kalbitzer r Dr. Lever 
kuehn und Genossen 
— Drucksache 517 — 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kalbitzer, Dr.Leverkuehn 
und Genossen beantworte ich wie folgt: 

Zu 1 

Die internationale Vereinheitlichung der Verkehrsregeln ge- 
hört zum Arbeitsprogramm einer Reihe von internationalen 
Organisationen, die sich mit Verkehrsfragen befassen. Insbe- 
sondere sind im Binnenverkehrs-Ausschuß der Wirtschafts- 
kommission für Europa der Vereinten Nationen (ECE) bedeut- 
same Fortschritte in dieser Richtung erzielt worden. Als Bei- 
spiele sind zu nennen: das Abkommen über den Straßenver- 
kehr vom 19. September 1949, das Protokoll über Straßen- 
verkehrszeichen vom 19. September 1949, das Abkommen 
über die Kennzeichnung der Baustellen auf den Straßen vom 
lß. Dezember 1955, das Europäische Abkommen über Straßen- 
markierungen vom 13. Dezember 1957 und das Übereinkommen 
über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Ge- 
nehmigung und die wechselseitige Anerkennung der Genehmi- 
gung von Kraftfahrzeugausrüstungsstücken und -teilen vom 
20. März 1958. Die Arbeitsgruppen des Binnenverkehrs-Aus- 
schusses der ECE sind ferner bemüht, die Verkehrsregelung 
in den verschiedenen europäischen Staaten durch Empfehlungen 
zu bestimmten Einzelfragen anzugleichen. Das gilt besonders 
für das Gebiet der Sicherheit im Straßenverkehr. 

Die vorerwähnte internationale Zusammenarbeit hat die Ver- 
einheitlichung der Straßenverkehrsgesetzgebung in den euro- 
päischen Ländern bereits wesentlich gefördert. Die Bundes- 
regierung ist daran seit etwa 10 Jahren intensiv beteiligt und 
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nimmt an den laufenden Beratungen lebhaften Anteil. Der 
Ministerrat der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT) hat die Entschließung 146 der Beratenden Versammlung 
des Europarats auf seiner letzten Tagung am 26. Juni 1958 
geprüft und seinen Stellvertreter-Ausschuß beauftragt, ihm 
Vorschläge vorzulegen, wie den Anregungen des Europarats 
am zweckmäßigsten nachgekommen werden kann. Die Bundes- 
regierung wird sich sowohl in der Verkehrsminister-Konferenz 
wie auch in den anderen zuständigen Organisationen dafür 
einsetzen, daß die Bemühungen um die Vereinheitlichung des 
europäischen Straßenverkehrsrechts mit Nachdruck fortgesetzt 
und verstärkt werden. 

Zu 2 

Das vom Binnenverkehrs-Ausschuß der ECE im Jahre 1950 
festgelegte Netz der Europa-Straßen ist - soweit diese Straßen 
im Bundesgebiet liegen - bei der Ausbauplanung der Bundes- 
fernstraßen in vollem Umfang berücksichtigt. Europa-Straßen, 
die im Zuge von geplanten Bundesautobahnen verlaufen, sind 
in die drei Dringlichkeitsstufen, die für den Weiterbau der 
Bundesautobahnen festgelegt worden sind, aufgenommen 
worden. Soweit Europa-Straßen im Zuge von Bundesstraßen 
liegen, sind sie in dem „Ausbauplan für die Bundesfernstraßen 
1957" — blaues Netz — enthalten. Das im Bundesgebiet ge- 
legene Netz der Europa-Straßen wird demnach entsprechend 
den für den „Ausbauplan der Bundesfernstraßen" zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln fertiggestellt werden. Beispielsweise 
entfallen in der ersten Dringlichkeitsstufe für den Weiterbau 
der Autobahnen (Verkehrsfinanzgesetz 1955), die im Herbst 1961 
beendet sein wird, 99,7 v, H. der Strecken auf Europa-Straßen. 

Des weiteren erfolgt in „Besonderen Gruppen", die im Rahmen 
der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister gebildet 
worden sind, seit längerer Zeit eine Abstimmung für die 
Planung und den Ausbau der Grenzübergangs-Abschnitte für 
die Europa-Straßen. ZurZeit bestehen in der Verkehrsminister- 
Konferenz 10 solcher „Besonderer Gruppen"; die Bundesre- 
publik ist an 7 dieser Gruppen beteiligt, und zwar mit den 
Ländern Belgien, Dänemark, Frankreich, Luxemburg, Nieder- 
lande, Österreich und Schweiz. 

Mit den vorgenannten Maßnahmen hat die Bundesregierung 
alle ihr zur Zeit gegebenen Möglichkeiten ausgeschöpft, um 
den Ausbau eines europäischen Straßennetzes zu fördern. 
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